
 
D i e  B ü r g e r m e i s t e r i n  
Fachbereich 7 - Interner Service 
 

Vorlage Nr. 055/08 
 
 

Betreff: 
 

Bestellung der/des allgemeinen Vertreterin/Vertreters der 
Bürgermeisterin 

  
Status: öffentlich 

 

Beratungsfolge 
Rat der Stadt Rheine 11.03.2008 Berichterstattung 

durch: 
Frau Dr. Kordfelder 

 Abstimmungsergebnis    

TOP einst. mehrh. ja nein Enth. z. K. vertagt verwiesen an: 

         

Betroffene Produkte 
02 Verwaltungsführung, Informations- und Öffentlichkeitsarbeit 
 
Betroffenes Leitbildprojekt/Betroffene Maßnahme des Integrierten Entwicklungs- 
und Handlungskonzeptes 
 

      
 
Finanzielle Auswirkungen 
 

 Ja   Nein  

 Finanzierung  Ergänzende Darstellung 
Gesamtkosten 
der Maßnahme 

 
 

      € 

Objektbezogene 
Einnahmen 

(Zuschüsse/Beiträge) 

 

      € 

Eigenanteil 
 
 
 

      € 

Jährliche Folgekosten 
 

 keine 
 

ca. 4.200 € 

(Kosten, Folgekosten, Finanzierung, 
haushaltsmäßige Abwicklung, Risiken, 
über- und außerplanmäßige Mittelbereit- 
stellung sowie Deckungsvorschläge) 

siehe Ziffer       der 
Begründung 

Die für die o. g. Maßnahme erforderlichen Haushaltsmittel stehen 

 beim Produkt 0102 zur Verfügung. 

 in Höhe von       nicht zur Verfügung. 
 

mittelstandsrelevante Vorschrift 

 Ja  Nein 
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Vorlage Nr. 055/08 
 
Beschlussvorschlag/Empfehlung: 
 
Der Rat der Stadt Rheine bestellt Herrn Jan Kuhlmann mit Wirkung vom 2. Mai 
2008 zum allgemeinen Vertreter der Bürgermeisterin nach B 3 Bundesbesol-
dungsordnung (BBesO) in Verbindung mit § 2 Abs. 1 der Eingruppierungsverord-
nung NRW (EingrVO). 
 
Im Stellenplan ist eine B 2-Stelle in eine B 3-Stelle umzuwandeln. 
 
 
 
Begründung: 
  
Seit dem Wechsel von Herrn Dr. Kratzsch am 1. Dezember 2006 zur Stadt Bo-
chum ist die Stelle des „Allgemeinen Vertreters“ der Bürgermeisterin bei der 
Stadt Rheine vakant.  
 
Wenn mehrere Beigeordnete vorhanden sind, ist der Rat gem. § 68 Abs. 1 Satz 1 
GO gesetzlich verpflichtet, eine/n Beigeordnete/n zur/zum allgemeinen Vertre-
ter/in der Bürgermeisterin (Erste/n Beigeordnete/n) zu bestellen.  
Da Herr Kuhlmann erst am 2. Mai 2007 seinen Dienst bei der Stadt Rheine an-
trat, wurde die Entscheidung über die Bestellung der/des allgemeinen Vertrete-
rin/Vertreters auf einen späteren Zeitpunkt verschoben. Allerdings legte der Rat 
in seiner Sitzung am 8. Mai 2007 die vorläufige Reihenfolge der allgemeinen Ver-
tretung mit 1. Frau Ute Ehrenberg und 2. Herr Jan Kuhlmann bis zur Bestellung 
der/des allgemeinen Vertreterin/Vertreters fest. 
 
Gem. § 2 Abs. 1 EingrVO sind Beigeordnete in Kommunen zwischen 60.001 und 
100.000 Einwohner in B 2/B 3 einzugruppieren und die/der allgemeine Vertre-
ter/in nach B 3/B 4. Die jeweilige Höchstbesoldungsgruppe darf gem. § 2 Abs. 2 
EingrVO nur in Anspruch genommen werden, wenn u. a. der Wahlbeamte in das-
selbe Amt wiederberufen ist, in dem er eine ganze Amtszeit abgeleistet hat. 
 
Frau Ehrenberg und Herr Kuhlmann wurden beide nach B 2 bei der Stadt Rheine 
eingestellt. Nach ihrer Wiederwahl im Jahre 2002 wurde Frau Ehrenberg in B 3 
eingestuft. Eine Bestellung zur/zum allgemeinen Vertreter/in hätte also nur bei 
der Wahl von Herrn Kuhlmann finanzielle Auswirkungen (ca. 4.200 € zusätzlicher 
Personalkostenaufwand jährlich). 
 
Eine Beförderung nach B 4 wäre sowohl für Frau Ehrenberg und als auch für 
Herrn Kuhlmann frühestens 8 Jahre nach Bestellung zur/zum allgemeinen Vertre-
ter/in möglich, was in beiden Fällen natürlich eine vorherige Wiederwahl zur/zum 
Beigeordneten voraussetzt.  
 
Die Bestellung zur/zum allgemeinen Vertreter/in ist einer Wahl gem. § 50 Abs. 2 
GO gleichzusetzen. Hiernach werden Wahlen, wenn das Gesetz nichts anderes 
bestimmt oder wenn niemand widerspricht, durch offene Abstimmung, sonst 
durch Abgabe von Stimmzetteln, vollzogen. 
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Gewählt ist die vorgeschlagene Person, die mehr als die Hälfte der gültigen 
Stimmen erhalten hat. Nein-Stimmen gelten als gültige Stimmen. Dagegen zäh-
len Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen nicht zur Berechnung der Mehr-
heit mit (§ 50 Abs. 5 GO). 
Erreicht niemand mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen, so findet zwischen 
den Personen, welche die beiden höchsten Stimmenzahlen erreicht haben, eine 
engere Wahl statt. 
Gewählt ist, wer in dieser engeren Wahl die meisten Stimmen auf sich vereinigt 
hat. 
Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. 


